
































Rechtsanwaltsprüfung Frühjahr 2016 
Verwaltungsrecht: Schriftliche Prüfung 
 
Bewertung der schriftlichen Prüfungsarbeiten 
 
1. Aufgabenstellung: 
 
Die Aufgabenstellung für die schriftliche Prüfung im Fach Verwaltungsrecht lautete 
wie folgt: 
 
Herr Ilker Özil erscheint heute in Ihrer Rechtsanwaltskanzlei und übergibt Ihnen die 
beiliegenden Unterlagen. Er ersucht Sie, ein Rechtsmittel gegen die Entscheidung des 
Ausländer- und Passamtes einzulegen. Er erklärt, dass der Rechtsanwalt, der ihn im 
Scheidungsverfahren vertreten hat, erklärt habe, es habe keinen Sinn, ein Rechtsmittel 
gegen die vom Landgericht ausgesprochene Ehescheidung einzureichen; ein Rechts-
mittel würde nur Kosten verursachen. Weiters erklärt Ilker Özil, dass er in Liechten-
stein bleiben möchte. Die Entscheidung des Ausländer- und Passamtes vom 23. Feb-
ruar 2015 habe er zusammen mit dem Begleitschreiben am 29. Februar 2016 zuge-
stellt erhalten. 
 
 
Prüfungsaufgabe: 
 
1. Verfassen Sie ein Rechtsmittel gegen die Entscheidung des Ausländer- und 
Passamtes. Dabei können Sie davon ausgehen, dass der in der Entscheidung des Aus-
länder- und Passamtes aufgeführte Sachverhalt richtig ist. (85 % der Prüfungsaufga-
be) 
 
2. Prüfen und begründen Sie, ob es notwendig ist, weitere Schritte zu unterneh-
men, damit Ihr Mandant Ilker Özil weiterhin in Liechtenstein wohnhaft bleiben kann. 
(15 % der Prüfungsaufgabe) 
 
Beilagen: 
- Schreiben Gemeinde Vaduz an Ausländer- und Passamt vom 08.10.2012 
- Protokoll über die Anhörung vom 06.03.2013 
- Schreiben Dr. H. Marxer an Ausländer- und Passamt vom 29.04.2013 
- Protokoll über die Anhörung vom 19.08.2013 
- Protokoll über die Anhörung vom 14.11.2014 
- Schreiben Landgericht an Ausländer- und Passamt vom 02.10.2015 
- Amtsbestätigung Landgericht vom 15.12.2015 
- Entscheidung APA-E-Nr. 017 vom 23.02.2015 
- Schreiben Ausländer- und Passamt an Ilker Özil vom 25.02.2015 
 
(Sie können davon ausgehen, dass alle Dokumente rechtsgültig unterschrieben sind.) 
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2. Fallzusammenfassung: 
 
Herr Özil heiratete am 19. November 2010 in Vaduz die liechtensteinische 
Staatsangehörige Marion Schneider. Gleichzeitig erhielt er eine Aufenthaltsbe-
willigung im Rahmen des Familiennachzuges. Am 01. Oktober 2012 zog Herr 
Özil aus der ehelichen Wohnung aus, da sich die Eheleute dauernd stritten. Herr 
Özil beteuerte gegenüber dem Ausländer- und Passamt immer, dass er die Ehe 
fortsetzen wolle. Demgegenüber erklärte seine Ehefrau gegenüber dem Auslän-
der- und Passamt, für sie komme eine Fortsetzung der Ehe nicht in Frage. Das 
Ehescheidungsverfahren wurde jedoch erst im September 2015 eingeleitet, und 
mit Beschluss des Fürstlichen Landgerichts vom 09. November 2015 wurde die 
Ehe geschieden. Dieser Beschluss erwuchs am 11. Dezember 2015 in Rechts-
kraft. Daraufhin entschied das Ausländer- und Passamt am 23. Februar 2016, 
die Aufenthaltsbewilligung von Herrn Özil nicht zu verlängern, Herrn Özil aus 
Liechtenstein wegzuweisen und ihm eine Ausreisefrist von 60 Tagen ab 
Rechtskraft der Entscheidung zu setzen. Dabei stützte sich das Ausländer- und 
Passamt auf Art. 39 Abs. 1 AuG (Ausländergesetz). 
 
Die Prüfungskandidaten sollten insbesondere erkennen, dass nicht das AuG, 
sondern das PFZG (Personenfreizügigkeitsgesetz) zur Anwendung kommt und 
dass Familienangehörige gemäss Art. 45 Abs. 1 PFZG nach fünf Jahren ex lege 
eine Daueraufenthaltsbewilligung erhalten. Dabei ist es gemäss Rechtsprechung 
(LES 2015, 143) irrelevant, dass die Ehepartner schon längere Zeit getrennt leb-
ten. Entscheidend ist einzig die gerichtliche Ehescheidung. Die Entscheidung 
des Zivilgerichts, dass eine Ehe geschieden wird, ist eine Gestaltungsentschei-
dung, die nicht schon mit der Ausfertigung und Zustellung der Entscheidung, 
sondern erst mit Eintritt der formellen Rechtskraft Wirkung entfaltet. Somit be-
sitzt Herr Özil seit 19. November 2015 eine Daueraufenthaltsbewilligung, so-
dass das Ausländer- und Passamt am 23. Februar 2016 Herrn Özil nicht mehr 
aus Liechtenstein wegweisen konnte. 

 
3. Prüfungsschema und Standardlösung: 

 
1. Form des Schriftsatzes: 
 
Form, Rubrum, Unterschrift, Bezeichnung des Rechtsmittels und der Rechts-
mittelinstanz, Anfechtungserklärung, Gliederung, Sprache, Anträge werden be-
wertet.  

 2,5 Punkte 
2. Verletzung des rechtlichen Gehörs: 
 
Das rechtliche Gehör des Beschwerdeführers wurde verletzt, weil das Auslän-
der- und Passamt dem Beschwerdeführer das Protokoll über die Befragung sei-
ner Ehegattin vom 14.11.2014 und die Schreiben des Landgerichts vom 
02.10.2015 und 15.12.2015 nicht zur Kenntnis brachte, den Beschwerdeführer 
nicht zur Befragung seiner Ehegattin am 14.11.2014 vorlud und dem Be-
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schwerdeführer vor Erlass der Entscheidung vom 23.02.2016 keine Möglichkeit 
zur Stellungnahme einräumte (Art. 64, 66, 81 Abs. 1 LVG).  
  10 Punkte 
 
3. anwendbares Gesetz: 
 

 Auf Ehegatten (Familienangehörige) liechtensteinischer Staatsangehöriger 
kommen nicht die Bestimmungen des AuG, sondern die Bestimmungen für 
Familienangehörige von EWR-Staatsangehörigen zur Anwendung, wie dies 
Art. 2 Abs. 2 PFZG ausdrücklich bestimmt. Dies gilt selbst dann, wenn es sich 
bei diesen Familienangehörigen (Ehegatten) um Drittstaatsangehörige handelt. 
Somit kommen vorliegendenfalls insbesondere die Bestimmungen von Art. 40 
ff. PFZG zur Anwendung. 

   10 Punkte 
 
4. Daueraufenthaltsbewilligung: 
 
Gemäss Art. 45 Abs. 1 PFZG erhalten Familienangehörige eines EWR-
Staatsangehörigen - oder eines liechtensteinischen Staatsangehörigen (Art. 2 
Abs. 2 PFZG) -, die sich seit fünf Jahren ununterbrochen in Liechtenstein auf-
gehalten haben, ex lege eine Daueraufenthaltsbewilligung. Dabei schadet es 
nicht, dass die eheliche Gemeinschaft nicht mehr gelebt wird, selbst wenn die 
Ehegatten die Absicht haben, sich scheiden zu lassen; entscheidend ist einzig, 
ob das eheliche Band noch aufrecht ist (LES 2015, 143).  

 10 Punkte 
 
5. Fünfjahresfrist: 
 
Die Fünfjahresfrist gemäss Art. 45 Abs. 1 PFZG ist vorliegendenfalls eingehal-
ten. Zwar wurde das Ehescheidungsverfahren des Beschwerdeführers und sei-
ner Ehegattin vor Ablauf der fünf Jahre ununterbrochenen Aufenthaltes des Be-
schwerdeführers in Liechtenstein eingeleitet und auch die gerichtliche Ent-
scheidung über die Scheidung wurde vor Ablauf dieser Frist ausgefällt. Eine ge-
richtliche Entscheidung über die Ehescheidung ist jedoch eine Entscheidung mit 
Rechtsgestaltungswirkung. Diese Wirkung tritt nicht schon mit Erlass der ge-
richtlichen Entscheidung, sondern erst mit Eintritt der formellen Rechtskraft ein 
(Rechberger/Simotta, ZPR7, Rz 875, 915, 916), wie dies denn auch Art. 52 
EheG ausdrücklich bestimmt. 
 10 Punkte 
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6. Zusatzaufgabe: 
 
Da der Beschwerdeführer die Daueraufenthaltsbewilligung gemäss Art. 45 Abs. 
1 PFZG ex lege erwarb, ist eine Antragstellung nicht notwendig.  
 7,5 Punkte 
 
Total 50 Punkte 
 
7. Zusatzargumente verfahrensrechtlicher Art (wie: Formmangel der Ent-

scheidung; Verfahrenshilfeantrag) oder materiell-rechtlicher Art (wie 
Verhältnismässigkeit der Wegweisung; Angemessenheit der Ausreise-
frist; gänzlich anderer Lösungsansatz, der vertretbar und erfolgverspre-
chend ist) werden mit Zusatzpunkten benotet. 

 
 
Es werden folgende Noten vergeben: 
 
47 - 50 Punkte: sehr gut 
44 - 46 Punkte: sehr gut bis gut 
41 - 43 Punkte: gut 
37 - 40 Punkte: gut bis genügend 
30 - 36 Punkte: genügend 
  0 - 29 Punkte: nicht genügend 
 
Die Bewertung der einzelnen Prüfungsaufgaben ist auf den folgenden Seiten enthalten. 
 
Vaduz, 04. April 2016 
 
 
 
 
 
________________________________ 
lic.iur. Andreas Batliner 
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